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EinrDhrung 

Der weltweite technologische Fortschritt und daraus resultierende Sach-
zwänge haben die Nationalstaaten teilweise überholt und die Organisation 
funktionaler Einheiten auf zwischenstaatlicher Ebene erzwungen. I Mit dem 
Internationalen Währungsfonds (lWF) und der Europäischen Gemeinschaft 
(EG)2 wurden zwei internationale Organisationenl errichtet:, deren vornehmli-
che Aufgabe in der Integration4 der nationalen Wirtschafts- und Währungspo-
litiken ihrer Mitglieder besteht. Die normativen Grundlagen dieser Integration 
finden sich in den GfÜDdungsverträgen beider Organisationen, die insbesonde-
re durch Regeln des internen Organisationsrechts5 und des allgemeinen Völ-
kerrechts6 ergänzt werden. 

I Behrens, RabelsZ 45 (1982), S.8, 49; BurleylMattli, Int'l Org. 1993, S.41, 
55-56. 

2Die Europäische Gemeinschaft als Nachfolgerin der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft (EWG) wurde in die Europäische Union (EU) eingegliedert, ohne da-
durch ihre rechtliche Selbständigkeit Wld Völkerrechtsfiihigkeit zu verlieren. Die Be-
schränlamg dieser Arbeit auf die EG hat den Vorteil, daß das integrationsrechtliche 
Moment hier besonders stark ausgeprägt ist. V gl. dazu Art. A Abs. 3 EU-Vertrag sowie 
Everling, DVBl. 1993, S. 936,940; Breuer, NVwZ 1994, S. 417,419- 420. 

lDer Begriff der internationalen Organisation bezeichnet in dieser Arbeit alle For-
men institutionalisierter zwischenstaatlicher Zusammenarbeit. Er umfaßt daher neben 
den internationalen Organisationen im engeren Sinne auch die EG als supranationale 
Organisation. Diese stellt zwar eine besondere EntwicklWlgsstufe des Rechts interna-
tionaler Organisationen dar, die Schwelle zum BWldesstaat hat sie aber noch nicht 
überschritten. Dies rechtfertigt es, sie als internationale Organisation im weitesten 
Sinne zu bezeichnen. Ebenso Seidl-Hohenveldem, BerDtGesVR Nr. 9, S. 45; Ress, FS 
Zeidler rr, S. 1775, 1777. Damit ist indes nicht gesagt, ob die RechtsbeziehWlgen in-
nerhalb der EG den Regeln des Völkerrechts oder bWldesstaatlichen GrWldsätzen 
Wlterliegen. Ausftlhrlich hierzu Meng, Das Recht der internationalen Organisationen -
eine EntwicklWlgsstufe des Völkerrechts. 

4 Der Begriff der Integration umschreibt neben dem Verschmelzungsprozeß, der ein-
zelne Teile zu einem Ganzen verbindet, auch den jeweils erreichten Zustand der Ver-
schmelzung. Die VerbindWlg von bisher selbständigen Teilen zu einem Ganzen kann 
mehr oder weniger stark sein, so daß verschiedene Integrationsgrade entstehen. Dazu 
Krämer, S. 2-8; Cappelletti/SeccombelWeiler, Integration 11, S. 12. 

5Das interne Organisationsrecht umfaßt alle Vorschriften, die von den Organen in-
ternationaler Organisationen zusätzlich zu den Normen der GründWlgsverträge erlassen 
werden. Dazu Bemhardt, BerDtGesVR Nr. 12, S. 7, 9. 

6Vgl. Art. 38 Abs. 1 (c) IGH-Statut. 



22 Einftlhrung 

A. Problemstellung 

Grundsätzlich kann man davon ausgehen. daß die Mitgliedstaaten ihren 
Verpflichtungen aus den GfÜDdungsverträgen des IWF und der EG 
(Gemeinschaftspflichten oder mitgliedstaatlichen Pflichten) nachkommen.' 
Die Praxis der Mitgliedstaaten beider Organisationen zeigt jedoch, daß mit-
gliedstaatliche Verpflichtungen nicht allein um ihrer selbst willen befolgt wer-
den.' Pflichtverletzungen durch die Mitgliedstaaten bleiben zwar die Ausnah-
me; sie sind aber dennoch so häufig und schwerwiegend, daß sie die Funk-
tionsfähigkeit der internationalen Organisation beeinträchtigen können. Die 
Rechtsordnungen des IWF und der EG bedürfen daher, ebenso wie jede inner-
staatliche Rechtsordnung, Verfahren zur Feststellung des Inhalts mitglied-
staatlicher Pflichten und zur Wahrung und (Wieder-)Herstellung eines den 
mitgliedstaatlichen Verpflichtungen entsprechenden Zustandes (Über-
wachungsverfahren). Die Aufgabe dieser Überwachungsverfahren besteht in 
der Durchsetzung des Rechts und der Sicherung des Bestandes und der Funk-
tionsfähigkeit des IWF und der EG. 

Bei den Überwachungsverfahren unterscheidet man Verfahren zur Feststel-
lung, Kontrolle und Durchsetzung mitgliedstaatlicher Verpflichtungen. Die 
Feststellung mitgliedstaatlicher Verpflichtungen erfolgt durch Auslegung des 
zugrundeliegenden Rechts (Auslegungsverfahren).9 Des weiteren benötigen die 
Rechtsordnungen des IWF und der EG Verfahren der beobachtenden Kon-
trolle (Kontrollverfahren), mit deren Hilfe staatliches Handeln an den verhal-
tensregelnden Normen insbesondere der GfÜDdungsverträge gemessen wird. 
Schließlich kommt keine Rechtsordnung ohne Verfahren der berichtigenden 
Kontrolle aus (Durchsetzungsverfahren). Sie sollen die Übereinstimmung 
staatlicher Tätigkeit mit dem Organisationsrecht erhalten oder herbeifiihren. 1o 

'Fisher, S. 12; Henkin, Nations, S. 65; ders., A VR 1989 N, S. 13, 69; 
ChayesIHandler Chayes, Int1 Org. 1993, S. 175, 177-187. Speziell zwn IWF Gold, 
Rule ofLaw, S. 26; zurEGEbke, J.AirL. & Corno 1985, S. 685. 

·Zurn Verlust der "Autorität des Rechts" Hailbronner, Die Autorität, S. 35-51; T. 
Stein, Die Autorität, S.53-76; Doehring, Die Autorität, S.77-88. Siehe auch 
ChayesIHandler Chayes, Int1 Org. 1993, S. 175, 185-187, wonach Staaten sich gnmd-
sätzlich an die von ihnen geschlossenen Verträge gemäß dem Gnmdsatz "pacta sunt 
servanda" gebunden filhlen. Zu den Gründen, weswegen die Mitgliedstaaten ihren Ver-
pflichtungen nachkommen, siehe Henkin, A VR 1989 N, S. 13, 71-87; A. Stein, S. 172-
210. 

9 W. Karl, S. 21; Bemhardt, Auslegung, S. 32. Nicht behandelt wird in diesem Zu-
sammenhang die Konkretisierung unbestimmter Rechtsbestimmungen im Wege der 
Rechtsetzung. 

10 Khol, S. 446- 447; Hahn, A VR 1958/59, S. 88, 89-90. 
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1 Die Bedeutung der Durchsetzungsmaßnahmen 

Obwohl Durchsetzungsmaßnahmen oder Sanktionenll gemessen an der Zahl 
der Vertragsverletzungen selten verhängt werden, sind sie in den meisten 
Gründungsverträgen als ein Mittel zur Durchsetzung von Gemeinschafts-
pflichten vorgesehen. Ein Grund hierfür liegt in der traditionellen Abneigung 
von Juristen gegenüber einer "lex imperfecta".12 Die Tatsache, daß die Mit-
gliedstaaten sich zur Beachtung sanktions bewehrter Verhaltensregeln ver-
pflichten, verstärkt zudem die Ernsthaftigkeit der übernommenen Verpflich-
tungen.13 Steht das Recht zur Verhängung von Sanktionen der Organisation 
zu, wird gleichzeitig ihre Verhandlungsposition gegenüber den Mitglied-
staaten gestärkt, da ihr damit das Recht eingeräumt wird. von der Verhängung 
von Sanktionen im Einzelfall und unter bestimmten Bedingungen abzusehen. 14 
Darüber hinaus sind bestimmte Sanktionen im Interesse der Funktions-
fahigkeit der Organisation unerläßlich. Zum Beispiel müssen Organisationen, 
die ihre Entscheidungen nur einstimmig treffen können, berechtigt sein, ein 
Mitglied auszuschließen, das durch seine Blockadehaltung jedes Zu-
standekommen von Entscheidungen verhindert. Und einer internationalen 
Organisation, die Darlehen gewährt, muß wie einer Bank das Recht zur Ver-
weigerung weiterer Darlehen zustehen, wenn der Schuldnerstaat seine Schul-
den nicht fristgerecht tilgt. I' 

11 Sanktions typologie 

Im Anschluß an die Begründung der Notwendigkeit von Sanktionen werden 
im folgenden einzelne Sanktionsmöglichkeiten zur Durchsetzung mitglied-
staatlicher Verpflichtungen in internationalen Organisationen erörtert. 

11 Als Sanktionen werden im folgenden alle Maßnahmen bezeichnet, die von einer 
internationalen Organisation, ihren Mitgliedstaaten oder von Einzelpersonen als Reak-
tion auf die Vertragsverletzung eines Mitgliedstaates zumindest auch mit dem Ziel der 
Durchsetzung der Gemeinschaftspflichten verhängt werden. Die in der Völkerrechts-
wissenschaft bestehenden Meinungsunterschiede über den Begriff der Sanktion werden 
nicht weiter vertieft. Siehe dazu YB ILC 1991 II 1, S. 9-10. 

12 Gold, Selected Essays I, S. 179; Leben, Les sanctions, S. 327. 
13 Leben, Les sanctions, S. 327-329. Das Vorhandensein von Sanktionen ist hingegen 

nicht Voraussetzung fUr das Vorliegen einer rechtlichen Verpflichtung der Mitglied-
staaten. Siehe hierzu Hart, S. 76 und 209-231. 

HLeben, Les sanctions, S. 330. 
U Leben, Les sanctions, S. 333-336 mit weiteren Beispielen. 


